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29 Öffendich-l'echUicheVereinbarung
über die Zusammenarbeit

auf dem Gebiet der Drogenhilfe

Bezirksregierung
31.14.02

Düsseldorf. den 14. Dezember 1994

Zwischen dem Kreis Neuss und den Städten und
Gemeinden Dormagen. Grevenbroich. JÜchen.
Kaarsr.. Korschenbroich. Meerlmsch. Neuss und
Rommerskirchen (im folgenden HBeteiligteu ge-
nannt) wird gemäß § 23 Abs. 1 des Gesetzes über
kommunale Gemeinschaftsarbeit - GkG - vom 26. 4.
1961 (SGV. NW. 202) in der zur Zeit geHenden Fas-
sung folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung
über clie Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Dro-
genhille getroffen:

Prüambel

Angesichts der zunehmenden Probleme im zusam-I
menhang mit der Abhängigkeit von illegalen Drogen '1
und dem damit verbundenen Gefährdungspotential
kommt einer verstärkten Koordination der Maß-
nahmen auf dem Gebiet der Drogenhilfe, d.h. zur
Beratung. Betreuung und Behandlung von Drogen-
ab hängigen/Drogengefährdeten, _~eren Venvtlndten
und Freunden sowie prophylaktischen Maßnahmen
im Hinblick auf sämtliche Suchtformen besondere
Bedeurung zu.
Die an der vorliegenden Vereinbarung Beteiligten
haben diese Notwendigkeit erkannt und gemeinsam
dn der Erarbeitung des Drogenkonzeptes für den
Kreis :'\euss mitgewirkt.
Zur organisatorischen Umsetzung dieses Konzeptes
sollen oie folgenden Bestimmungen dienen:

§ 1
Allgemeine Pflichten

1. Alle Beteiligten verpflichten sich, in ihrer Verwal-
tung mindestens einefn Ansprechpartnerfin für
die regelmäßige Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Drogenhilfe zu benennen: Diese Personen sol-
len möglichst bereits über einschlägige Kennt-
nisse verfügen.

2. Alle Beteiligten sind dem Ziel veJ:pflichtet, die
Vorgaben des Kreis-Drogenkonzeptes - im Rah-
men der zur Verfügung stehenden Haushaltsmit-
tel - soweit wie möglich umzusetzen.

§2
Besondere Pflichten der Triiger

von Einrichtungen der Drogenhilfe

1. Der Kreis Neuss als Träger der Sozialpädagogi-
schen Wohngemeinschaft (SPW) verpflichtet sich.
diese Einrichtung als stationäre Nachsorgeein-
richtung für (ehemals. Drogenabhängige- soweit
wie möglich - für Klienten aus dem gesamten
Kreisgebiet zur Vedügung zu steilen.

2. Die Stadt NeUS5 als Träger der Jugend- und
DrogenberatungssteUe veqJflichtet sich, diese
Einrichtung auch weiterhin für Klienten und
Interessenten aus dem gesamten Kreisgebiet zur
Verfügung zu stellen (mindestens 4,6 Fachkräfte;
Unterbringung im Gebäude Augustiousstr. 21).
Dadurch sollen insbesondere folgende Aufgaben-
bereiche kreisweit abgedeckt werden:

- Arbeit mit den unmittelbar betroffenen Dro-
genabhängigen und Drogengefährdeten,

-: Beratung lind Betreuung der betroffenen Be-
zugspers.onen,

- Kooperation und Information im Bereich der
Multiplikatoren,

- ProphylaxefÖffentlichkeitsarbeit (Die Be-
schäftigung einer zweiten Prophylaxe fachkraft
ist - bei entsprechender Landesförderung
- zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu begin-

nen; ihre Tätigkeit soll vorwiegend vor Ort in
den Kommunen - mit Ausnahme der Stadt
Neuss - erfolgen),
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§ 6
Schlußbestimmlillgen

1. Diese Vereinbarung wird wirksam am Täge mICh
der Bekanntmachung im Veröffentlichungs blatt
des Regierungspräsidenten Düsseldorf, frühe-
stens zum 1. 7. 1994.

2. Mit dem Inkrafttreten dieser öffentlich-recht-
lichen Vereinbarung tritt die "Vereinbarung über
die Beteiligung des Kreises Neuss an den Kosten
der Beratungsstelle für Jugendliche und Drogen-
abhängige der Stadt Neuss" vom 12. 2.126.4. 1985
außer Kraft.

sen einstimmig - d.h. ohne Gegenstimmen - ge-
faßt werden,

4. Die Trägerkonferenz beschließt im Rahmen der
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel ins-
besondere über
- die erforderlichen Maßnahmen zur Abstim-

mung der jeweiligen Aktivitäten.
- notwendige Änderungen des Angebots in in-

haltlicher, räumlicher und personeller Hinsicht,
- Ausscheiden bzw. Hinzutreten von Trägern.

5. Bei Änderung des Angebotes in inhaltlicher,
räumlicher und personeller Hinsicht ist vorher die
einstimmige Zustimmung des Arbeit5kreises ein-
zuholen.

6. Die Trägerkonferenz arbeitet den zuständigen
Fachausschüssen zu, insbesondere werden die
jährlichen Tätigkeitsberichte der Einl"ichtungen
über die Triigel"konferenzen den zuständigen
Fachausschüssen zugeleitet.

§ 5
Kosten.

1. Kosten von Maßnahmen einzelner Beteiligter
werden grundsätzlich vom jeweils durchführen-
den Beteiligten getragen. .

2. Eine Übernahme von Kosten durch andere Betei-
ligte ist nur möglich,
- wenn die Maßnahme vom Arbeitskreis einstim-

mig befürwortet wurde und
- soweit die Maßnahme zu mehr als 10 Prozent

Klienten bzw. Interessenten von außerhalb des
~bietes des durchführenden Beteiligten er-
reicht.

I 3. Bei neuen Einrichtungen ist zusätzlich erforder-
lich, daß die Trägerkonferenz der Aufnahme des
neuen Trägers z;ugestimmt hat.

4. Die Kosten der SPW trägt der Kreis Neuss.
5. Für die Kosten der Jugend- und Drogenbera-

tungsstelle gelten folgende Regelungen:
5.1 Die Stadt Neuss beteiligt sich mit 50 Prozent

der nicht durch andere öffentliche Leistungen
gedeckten G~samtkosten.

5.2 An den verbleibenden Kosten beteiligen sich
die übrigen Kommunen in dem Umfang, der
ihrem jeweiligen Anteil an der Kreisumlage
entspricht. Damus ergeben sich derzeit fol-
gende Prozentsiitze:
Grevenbroich 11,6%,Dormagen 11,1%,Meer-
busch 9,6%, KaMst 1,3%, Korschenbroich
5,3%, Jüchen 3,4%, Rommerskirchen 1,7%.

53 5 Jahre nach inkrafttreten diesel" Vereinba-
rung ist die Angemessenheit der Kostenrege-
lung zu üoerprüfen.

§ 4
Trägerkonferenz

1. Dieje~ige!1 Beteiligten. die Träger einer Einrich·
tung der Drogenbilfe sind, bilden eine Trägerkon-
ferem. in eie sie jeweils Z\veivon ihren Hauptver-
\\·altungsbeamten benannte Vertreter/innen als
si:immberech:igte ~litgliederentsenden. Stellver-
t,eterrde \1itglieder sind im voraus zu bestimmen.
Bt'r:HPnde .\titglieder sind die Leiter/innen der
Einrichnlf::s<?::·

2. Der \'orsiez 'xe-chselt ade zwerJahre zwischen den
f3chdezer~er.;en;innen der Träger.
Die Geschä::e fiir die Trägerkonferenz führt die
S(;).d: ~euss.

3. Die Trägerkonferenz tritt nach Bedarf - minde-
stens einmal jährlich - zusammen. Sie ist be-
sc:hlußfähig. wenn mindestens die Hälfte der Mit-
glieder anwesend und jeder Träger durch minde-
stens ej~ ~Et!;lied vertreten ist. Beschlüsse müs- I

5. Der ,~l'beitskreis berät nach Bedarf - mindestens
einmal jährJich - über aktuelle Entwicklungen im
Bereich der Drogenproblematik. Er erarbeitet
Empfehlungen für die Koordinierung sämtlicher
.~ktl'/itäteI! iI! die:>emArbeitsfeld.

6. Der A.rbeitskreis ist beschlußfähig, wenn minde-
stens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder
bzw. Stelh·ertreter/innen anwesend ist. Be-
schlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der
Stimmen gefalk

§ 3
.-u-beitskreis

1. Für die kontinuierliche Zusammenarbeit der Be-
teiligten wird ein Arbeitskreis Drogen ("Runder
Tisch") gebildet.

2. Stimmberechtigte l\'1itglieder des Arbeitskreises
sind
- je ein/e Vertreterfin der Beteiligten,
- je einJe Vertreter/in der SPW und der Jugend-

und Drogenberatungsstelle.
. Für jedes stimmberechtigte Mitglied ist einJe
Stellvertreter/in zu bestimmen.

3. Als beratende Mitglieder können dem Arbeits-
kreis angehören:
- Vertreter/innen aus Verwaltungshereicheo, die

nicht bereits als stimmberechtigte Mitglieder
dem Arbeitskreis angehören, insbesondere aus
der G€sundheits-, Jugend-, Schul- und Sotial-
verv.altung.

- Vertreteriinnen der Staatsanwaltschaft/Poli-
zei,

- Vertreter/innen der Bewährungshilfe,
- Vertreter/innen geeigneter freier Träger,
- Vertreter/innen von stationären (Entgiftungs-)

Einrieh rungen..
4. Der Arbeitskreis wählt aus den Reihen seiner

stimmberechtigten Mitglieder jeweils für die
Dauer von Z\,ei Jahren einein Vorsitzende/no
Die Geschäfte für den Arbeitskreis·führt der Kreis
Neuss ..

Allgemeine Verwaltungsaufgaben sowie ·Ar-
beitskontaktefKooperation mit Einrichtungen
und Institutionen im Bereich der Drogenpro-
blematik.

3. Im übrigen bleiben die Rechte und Pllichten der
Beteiligten als Träger ihrer jeweiligen Aufgaben
unberührt..
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Grevenbroich. den 23. November 1994

Grevenbroich, den 29. November 1994

Dormagen, den 26. November 1994 § 1
erbandsmitglieder

n, die Städte Düsseldorf, Wup-
Erkrath. Haan und der Natur-
ertal e.V. bilden einen Zweck-

AbI. Reg. Ddf. 1995 S. 23

Düsseldorf. den 19. Dezember 1994

Verbandssatzung
kverbandes Neanderthat-Museum

und Wildgehege
desZ

Der Kreis Me
pertal, Mettmann
schutzverein Nea
verband.

§2
Name, SI , Verbandsgebiet

Der Zweckverband! hrt den Namen "Zweckver-
band Neanderthal-Mu eum und Wildgehege". Er hat
seinen Sitz in Mettma

30

der Drogenhilfe wird hiermit gem. § 24 Abs.2 i.V.m.
§ Z9 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 a des Gesetzes über die kom-
munale ~meinschaftsarbeit in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. 10. 1979 (GV. NW. S. 621). zu-
letzt geändert durch ~setz vom 26. 6.1984 (GV. N\V.
S. ~62). aufsichtsbehördlich genehmigt.

1m Auftrag

Ibbeken

Möller
Beigeordneter

Hinz
Beigeordneter

Mankowsky
Gesundheitsdezernent

Küpper
Stadtdirektor

Hilgers
Bürgermeister

Salomon
Oberkreisdirektor

JÜchen. d~m 2. Dezember 1994

3. Die Vereinbanmg Wird für die Dauer von 10 Jah-
ren geschlossen; sie gilt bis zum 31. 12.2004.
Die Geltungsdauer verlängert sich jeweils um
5 Jahre. wenn nicht eine der Parteien mit einer
Frist von mindestens einem Jahr vor dem Ablauf
der Geltungsdauer die Vereinbarung kündigt.

4. Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung
rechtsunwirksam sein, so wird hierdurch die Gül-
tigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.·

Die Parteien verpflichten sich, eine um ••-irksame
Bestimmung dieser Vereinbarung durch eine
rechtswirksame Regelung zu ersetzen. die dem
angestrebten Zweck der unwirksamen Bestim-
mung entspricht.

Korschenbroich, den 24. November HI94

Meerbusch, den 28. November 111\14

Kaarst. den 1. Dezember 1994

3
.Au 'llbP.'n

Der Zweckverband ve 19t ausschließlich und
unmittelbar gemeinnützig . Zwecke im Sinne der
§§ 51ff. Abgabenordnung vm 16. 3. 1'116 (AO 1977).
und zwar insbesondere du· h den Betrieb des be-
stehenden Neanderthal-Mu ums und des eiszeit-
lichen Wildgeheges. .

§4
Organe des Zweck rbandes

Organe des Zweckverbandes, i:1d die Verbnnds-
versammlung und der Verband orsteh.er.

SChultze
Beigeordneter

Vogt
Beigeordneter

Strerath
Erster Beigeordneter

Esser
Stadtdirektor

Setunidt
Stadtdirektor

Spelthahn
Gemeindedirektol'

Rommerskirchen. den 25 November 199~

Neuss, den 21J.~ovember 1994

Genehmigung
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen
dem Kreis ~euss und den Städten und Gemeinden
Dormagen. Grevenbroich. JÜchen. Kaarst, Kor-
schenbroich. ~leerbusch. Neuss und Rommerskir-
chen vorn 23. 11. 1994/28. 11. 1994/29. 11: 1994/2. 12.
1994/1. 12. 1994/24. 11. 1994/28. 11. 1994129. 11. 1994/
25.11. 1994 über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet

§5
Zusammensetzun

der Verbandsversamm ung
(1) Die Verbandsvcrsammlung be .,eht IlUS bis zu
vier Vertretern pro Mitglied mit fo ender Anzahl
von Stimmen:

a) Stadt Düsseldorf
b) Kreis Mettmann
cl Stadt Wuppertal
d) Stadt Mettmann
e) Stadt Erkrath
f) Stadt Haan
g) Naturschutzverein NeandertaJ e.V.

Gesamtzahl
(2) Die Vertreter eines Zweckverbandsmi gliedes
sind an die Beschlüsse ihrer Vertretungs örper-
schaften und deren Ausschüsse gebunden.

, (3) Die Stimme eines Verbandsmitgliedes kan nur
einheitlich abgeben werden. Sind nicht alle Ver eter
einer Gebietskörperschaft anwesend, so nehme die
anwesenden Vertreter dieser Gebietskörpersc aft

Loskant
Erster Beigeordneter

Söhngen
Beigeordneter

für Jugend und Soziales

Bös
steilvertr. Gemeindedirektor

Wimmer
Stadtdirektor

UhJing
Stadtdirektor

Emunds
Gemeindedirektor


